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Oeffentliches Sanitätswesen. 

Staatliche Schularztorganisation in Württemberg. 

Von Prof. Selter in Bonn. 

Die Schularzteinrichtung, deren Notwendigkeit für unsere heran- 
wachsende Jugend heute wohl allgemein anerkannt wird, ist in Württem¬ 
berg durch das neue Oberamtsarztgesetz vom 12. Juli 1912 auf' das 
ganze Land und sämtliche Schulen ausgedehnt worden. Der Oberamts¬ 
arzt soll innerhalb seines Amtsbezirks zugleich Gerichts-, Impf- und 
Schularzt sein. Während er schon früher, wie auch die Kreisärzte in 
Preußen, die Schulen in allgemein hygienischer Beziehung zu beauf¬ 
sichtigen hatte, wird durch das neue Gesetz die Fürsorge für die Gesund 
heit der Schüler in den Vordergrund seiner Tätigkeit gestellt. Die Jugend 
soll, wie in der Begründung zu dem Gesetz gesagt wird, während der Schul¬ 
zeit gewissermaßen unter den Augen des Arztes aufwachsen und von ihm 
gesundheitlich überwacht werden.' Die Württembergische Regierung 
hat ganz richtig erkannt, daß der Staat in der Schule, in der die ge¬ 
samte Jugend des Volkes für einige Jahre vereint ist, das beste Mittel 
hat, um gesundheitlich auf das Volk einzuwirken. Die Tätigkeit des 
Oberamtsarztes als Schularzt erstreckt sich auf alle den Oberschul¬ 
behörden unterstellten öffentlichen und diesen gleichstehenden Schulen 
und Anstalten: sie umfaßt nach der Verfügung des Ministeriums des 
Kirchen- und Schulwesens betreffend den schulärztlichen Dienst vom 
15. April 1913 

a) die Volksschulen einschließlich der Mittel- und Hilfsschulen 
und der Seminarübunsgschulen, 

b) die Waisen- und Erziehungshäuser, 

c) die allgemeinen Fortbildungsschulen und die Sonntagsschulon, 

d) die Lehrerbildungsanstalten, 

e) die höheren Schulen für die männliche und weibliche Jugend, 


einschließlich der niederen evangelisch-theologischen Seminare, sowie 
die katholischen Konvikte, die Bürgerschulen und Elementarschulen, ' 

f) die Gewerbe- und Handelsschulen sowie die Frauenarbeitssehulen 
und die gewerblichen Zeichenschulen. 

An den staatlichen Seminaren und Konvikten, Erziehungs- und 
Waisenhäusern hat der Hausarzt die Aufgaben des Schularztes. 

Ebenso unterstehen der schulärztlichen Aufsicht alle Privatschulen, 
Kleinkinderschulen, Kindergärten und Kinderhorte. 

Der Umfang der schulärztlichen Tätigkeit, wie er in der vom 
Ministerium des Innern vom 15. April erlassenen Dienstanweisung für 
den Schularzt zum Ausdruck kommt, entspricht im wesentlichen den 
Anforderungen, wie sie von der Vereinigung der Schulärzte an die Auf¬ 
gaben des Schularztes gestellt wurden. Der Schularzt hat wenigstens 
einmal jährlich jede Schule während der Unterrichtszeit abwechselnd 
im Sommer- und Winterhalbjahr zu besuchen. Ihm liegt die Begut¬ 
achtung des Bauplatzes sowie der Baupläne von Neubauten und Um¬ 
bauten der Schulgebäude, ferner die Ueberwacbung der Benutzung dieser 
Gebäude und ihrer Einrichtungen in gesundheitlicher Beziehung ob; 
er hat dabei sein Augenmerk besonders auf die Handhabung der Lüftung, 
Heizung und Beleuchtung zu richten, ebenso auf die andauernd einwand¬ 
freie Beschaffenheit der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung, 
sowie auf die Schulreinigung. Ferner hat er zu achten auf die Stellung 
der Schulbänke, auf die Sitzordnung der Schüler und Schülerinnen nach 
Größe, Gehör und Sehvermögen, sowie auf die Körperhaltung und die 
Reinlichkeit der Schüler. 

Auch für Wahrung der gesundheitlichen Anforderungen beim Unter¬ 
richt hat er zu sorgen, wobei er sich gegenwärtig zu halten hat, daß es 
nicht seine Aufgabe ist, in schultechnische Fragen einzugreifen. Er 
soll für eine gesundheitliche Gestaltung des Unterrichts eintreten und den 
Einfluß des Stundenplans, der Unterrichtsdauer und Pausen auf die 
Gesundheit der Schüler, sowie die Beschaffenheit der Lehrmittel prüfen. 

Neben dieser mehr allgemein hygienischen Tätigkeit ist dem Ober¬ 
amtsarzt auch die eingehende Untersuchung der Schüler zugewiesen. 
Innerhalb des ersten Schuljahres hat er sämtliche neu eintretenden Schüler 
zu untersuchen und den Befund in ein für jedes Kind anzulegenden 
Gesundheitsbogen einzutragen. Der Kopf des Gesundheitsbogens ent¬ 
hält die Personalien des Kindes und Fragen an die Eltern über frühere 
Erkrankungen; er ist von dem Klassenlehrer auszufüllen, der auch 
den Schularzt bei der Ausfüllung der Gesundheitsbogen und der Mittei¬ 
lungen an die Eltern zu unterstützen hat, soweit von der Gemeinde 
hierfür nicht besondere Hilfskräfte gestellt werden. . Die Gesundheits¬ 
bogen haben eine einheitliche Fassung für das ganze Land und werden 
den Gemeinden vom Oberamt zugestellt. 

Die Untersuchung der Schüler hat sich auf den allgemeinen Körper¬ 
zustand, das Nervensystem, den Zustand der Ohren, Augen, der Mund- 
und Nasenhöhle, der Brust- und Baucheingeweide, des Knochengerüsts, 
insbesondere der Wirbelsäule und der Gliedmaßen zu erstrecken. Unter¬ 
suchungen, bei denen eine Entkleidung sich nicht vermeiden läßt, dürfen 
bei Mädchen nicht vorgenommen werden, wenn von den Erziehungs¬ 
berechtigten Einspruch erhoben wird. Auf jeden Fall muß bei der¬ 
artigen Untersuchungen eine Lehrerin zugegen sein. Die Untersuchung 
durch den Schularzt kann unterbleiben, wenn für einen Schüler ein 
durch einen approbierten Arzt ausgefüllter Bogen rechtzeitig vorgelegt 
wird. 

Außer der Untersuchung sämtlicher Schüler im ersten Schuljahr 
findet eine solche nochmals statt im vierten und siebenten oder achten 
.Schuljahr und bei den Vollanstalten für die männliche Jugend weiterhin 
noch vor Ablegung der Reifeprüfung. Bei den späteren Untersuchungen 
soll festgestellt werden, wie sich der Körper während der Schulzeit ent¬ 
wickelt hat; den Erziehungsberechtigten der zur Entlassung kommenden 
Kinder, die nicht vollkommen gesund erscheinen, soll ein geeigneter 
Rat für die Berufswahl erteilt werden. Schüler mit krankhaften Verände¬ 
rungen (Ueberwachungsschüler) müssen öfter besichtigt werden. Von 
dem Untersuchungsbefund, falls nennenswerte Leiden oder sonstige Fehler 
gefunden werden, erhalten die Eltern eine Mitteilung mit dem Rat, ärzt¬ 
liche oder sonstige Hilfe zu gebrauchen. Die Behandlung der gefundenen 
Krankheiten und Gebrechen ist nicht Sache des Schularztes; doch hat 
er, wenn es sich um bedürftige Kinder handelt, in geeigneten Fällen den 
Gemeindebehörden nahezulegen, die erforderlichen Maßnahmen zur Be¬ 
seitigung der Gebrechen zu treffen. 

Die Gesundheitsbogen begleiten die Schüler von Klasse zu Klasse 
und werden nach Austritt aus der Schule vom Klassenlehrer dem Schul¬ 
arzt übergeben, der sie bis zum vollendeten 24. Lebensjahr nach Gemein¬ 
den, Jahrgängen und Geschlecht getrennt, alphabetisch geordnet, aufbe¬ 
wahrt. Auf Ersuchen von Behörden, insbesondere Ersatz- oder Gerichts¬ 
behörden, sind sie zur Einsichtnahme auszufolgen. Die Gesundheits¬ 
bogen der Hilfsschüler sind nach der Schulentlassung vom Leiter der 
Hilfsschule dem Zivilvorsitzenden der für den Ort zuständigen Ersatz¬ 
kommission zu senden. 

In den allgemeinen Fortbildungsschulen, Sonntagsschulen und ge¬ 
werblichen Zeichenschulen findet eine schulärztliche Tätigkeit in der 
Regel nicht statt. In dem höheren Lehrerseminar, den Frauenarbeits- 
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schulen, Kleinkinderschulen, Kindergärten und Kinderhorten ist nur 
eine Besichtigung der Schulräume und der Schüler ohne eingehende 
persönliche Untersuchung der letzteren vorzunehmen, auch hat die Füh¬ 
rung von Gesundheitsbogen hier zu unterbleiben. 

Den Bezirksschulversammlungen hat der Schularzt soweit wie mög¬ 
lich, jedenfalls aber bei Beratungen von wichtigen, das Gesundheitswesen 
berührenden Fragen, anzuwohnen, wobei er gelegentlich über schul¬ 
ärztliche Beobachtungen Mitteilungen machen und die aus der Ver¬ 
sammlung gestellten Fragen über Schulgesundheitspflege erörtern soll. 

Die Dienstanweisung, aus der nur einige Hauptpunkte im Auszug 
hier angeführt wurden, umfaßt in erschöpfender Weise die Aufgaben des 
Schularztes und könnte als vorbildlich auch für andere Verwaltungen 
gelten. Die württembergische Regierung hat sich durch die Ueber- 
tragung der Schularzttätigkeit an die Oberamtsärzte und durch 
deren Ausdehnung auf alle Schulen und das ganze Land auf hygieni¬ 
schem Gebiet ein bleibendes Verdienst erworben; es wäre im Interesse 
unserer heranwachsenden Jugend dringend zu wünschen, wenn auch die 
anderenBundesstaaten, und vor allemPreußen, bald dem BeispielWürttem- 
bergs folgen würden. Wohl haben sich hier die meisten größeren Städte 
zur Anstellung von Schulärzten entschlossen; in vielen aber und vornehm¬ 
lich auf dem Lande, fehlen sie noch. 1 ) Die württembergische Regierung 
glaubt mit Recht, daß man ohne gesetzliche Regelung und ohne Zwang 
den kleinen Gemeinden die Wohltat des Schularztes nicht verschaffen 
kann. 

Die Verbindung des Oberamtsarztes mit dem Schularzt erscheint 
uns als eine sehr glückliche und für das Land einzig mögliche. Durch 
seine schulärztliche Tätigkeit bleibt der Oberamtsarzt in enger Verbin- 
dung mit dem Volk; und als maßgebender Medizinalbeamter kann er in 
viel tatkräftigerer Weise für das Wohl der Schuljugend und Beseitigung 
der Vorgefundenen Schaden eintreten, als es die bisher an anderen Orten 
angestellten Schulärzte vermögen, mit Ausnahme derjenigen, die zugleich 
Stadtarzt sind. Wenn er auch nicht selbst behandeln soll, so kann 
er doch die vorhandenen Einrichtungen der sozialen Fürsorge seinen 
Schülern leicht zugänglich machen. Die Einbeziehung der gesamten 
Schulen in seine Tätigkeit gibt ihm ein genügend großes Beobaehtungs- 
material und zugleich die Möglichkeit, wichtige vergleichende Erhebungen 
des Schülermaterials von Stadt und Land, Reichen und Armen etc., 
die uns bisher noch völlig fehlen, anzustellen. Natürlich soll ihm nicht, 
wie auch in der Dienstanweisung ausdrücklich betont wird, die Ge¬ 
winnung einer einwandfreien Statistik die Hauptsache sein. Die einheit¬ 
lichen Formulare und die durch die gemeinsame Dienstanweisung ge¬ 
sicherte möglichst einheitliche Untersuchung wird aber schon von selbst 
zu einer vergleichbaren Statistik führen, deren Mangel bei der bisherigen 
Schularzttätigkeit von allen beklagt wird. 

Die Ausdehnung der Oberamtsbezirke in Württemberg ist nicht so 
groß, daß der Oberamtsarzt neben seiner sonstigen Tätigkeit nicht 
noch gut die Aufgaben eines Schularztes übernehmen könnte. In Württem¬ 
berg bestehen, wie der Minister des Innern bei der Einbringung des Ge¬ 
setzes vor der zweiten Kammer ausführte, 64 Oberamtsbezirke mit etwa 
350 000 Kindern, die vom Schularzt zu untersuchen wären. Da in sieben 
Schuljahren drei eingehende Untersuchungen otattfinden sollen, wären 
von einem Schularzt jährlich 2340 Kinder zu untersuchen, was bei einem 
Zeitaufwand von sieben Minuten pro Untersuchung eine jährliche Arbeits¬ 
zeit von 270 Stunden ergeben würde. Die württembergische Regierung 
beabsichtigt, die Oberamtsärzte mit der Zeit sämtlich hauptamtlich an¬ 
zustellen und zu dem Zweck je zwei Oberamtsbezirke zusammenzulegen. 
Es würden dann auf einen Schularzt etwa 11000 Kinder entfallen, 
deren Untersuchung und Ueberwachung auch nicht seine Kräfte über¬ 
steigen würde. In Hamburg sind jedem Schularzt im Nebenamt 10 000 
Kinder zugeteilt, und in Halle a.S. unterstanden 1911 dem hauptamtlichen 
Schularzt für die Volksschulen 19 675 Kinder, von denen 8764 (vier Jahr¬ 
gänge) untersucht und außerdem 166 Sprechstunden in den Schulen 
für die Ueberwachungs»chüler abgehalten wurden. Auf die Sprech¬ 
stunden, die außer den Reihenuntersuchungen in regelmäßigen Zwischen¬ 
räumen (sechs bis acht Wochen) für die Ueberwachungsschüler in jeder 
Schule abgehalten werden sollen, hat die württembergische Dienstanwei¬ 
sung verzichtet. Ob sie für die schulärztliche Tätigkeit auch so unbedingt 
notwendig sind, wird noch bezweifelt. Durch Anstellung einer Schul¬ 
schwester als Gehilfin des Schularztes wird man jedenfalls mehr er¬ 
reichen. 

Den größeren Städten wie Stuttgart, Ulm, Heilbronn und anderen, 
soweit sie schon Stadt- und Schulärzte hatten, ist erlaubt worden, diese 
beizubehalten. Im allgemeinen soll es aber den Gemeinden nicht über¬ 
lassen werden, durch Anstellung eines Schularztes die gesamte Organi¬ 
sation zu stören. Wo besondere Schulärzte angestellt sind, haben sie 
dem Oberamtsarzt die Aufschlüsse, die er für seinen über seine Tätigkeit 
als Schularzt an das Medizinalkollegium zu erstattenden Bericht braucht, 
rechtzeitig zu geben und ihm etwaige tabellarische Uebersichten unentgelt- 

r j Einige wenige Landkreise im Westen, so Crefeld, Lennep, Voh¬ 
winkel, haben in den letzten Jahren einen Kommunalarzt angestellt, 
der die Gemeinde in hygienischen Fragen berät und die Schularzt¬ 
tätigkeit an den Volksschulen ausübt. 


lieh zu liefern. Der die Schularzttätigkeit umfassende Bericht des Ober¬ 
amtsarztes wird vor seiner Vorlage an das Medizinalkollegium erst den 
beteiligten Oberämtem und Bezirksschulaufsehem zur Kenntnis gebracht. 
Die hauptamtlich angestellten Gemeindeärzte in Stuttgart und Ulm 
legen ihren Bericht direkt dem Medizinalkollegium vor und sind nur ver¬ 
pflichtet, Abschriften dem Oberamtsarzt etc. mitzuteilen. 

Die Gemeinden bezahlen für die Schularzttätigkeit 40 Pf. pro Kind 
an die Staatskasse. Die Gesundheitsbogen und Mitteilungsformulare 
an die Eltern werden vom Oberamt geliefert. Für die Besucher der Klein¬ 
kinderschulen, Kindergärten, Kinderhorte und Fortbildungsschulen, in 
denen eine Einzeluntersuchung nicht stattfindet, sowie für die Insassen 
staatlicher Internate und Waisenhäuser wird eine Gebühr nicht erhoben. 
Die Kosten, die so die Gemeinde für die Schularzttätigkeit mit zu 
tragen hat, sind nicht hoch, wenn man berücksichtigt, daß die Oberamts¬ 
ärzte verpflichtet sind, die Gemeinden auf hygienischen Gebieten unent¬ 
geltlich zu beraten. Außer diesen Beiträgen für die Schularzttätigkeit, 
sowie Stellung der Schreibhilfe und den Kosten der Impfung, haben die 
Gemeinden sonst keine finanziellen Aufwendungen für den Oberamtsarzt 
zu leisten. 

Erfreulich war die Aufnahme des Gesetzes in der zweiten württem- 
bergischen Kammer, wo eigentlich von keiner Partei ein wesentlicher Ein¬ 
wand gegen die Schularzteinrichtung erhoben und von den meisten 
deren Vorteil warm anerkannt und begründet wurde. Es ist dies 
ein Zeichen für den Umschwung der Meinungen im Volke und bei der 
Lehrerschaft gegenüber dem Schularzt. Als in der Versammlung des 
deutschen Vereins für Schulgesundheitspflege in Stuttgart 1905 im An¬ 
schluß an das Referat Gastpars über schulärztliche Untersuchungen 
ein Antrag angenommen wurde, daß den Regierungen nahegelegt werden 
sollte, die ärztliche Ueberwachung auf sämtliche Schulen auch auf die 
höheren Knaben- und Mädchenschulen auszudehnen (der übrigens, wie 
in der Begründung zu dem Gesetzentwurf erwähnt wird, die Veranlassung 
zu dem vorliegenden Gesetz gab), brachten viele Zeitungen einen Artikel, 
welcher der Regierung das Recht bestritt, „derartige Zwangsuntersuchun¬ 
gen der Schüler, die einen schweren Eingriff in die persönliche Freiheit be¬ 
deuteten, vornehmen zu lassen. Die Agitation, die in der Gegenwart 
von manchen Aerzten betrieben werde, drohe eine Gefahr für die All; 
gemeinheit zu werden. Es sei wirklich dringend zu wünschen, daß 
sich die Oeffentlichkeit mit der Schulgesundheitspflege beschäftige, ehe 
sie ausarte“. 

Heute wird der Nutzen der Schularzteinrichtung wohl von keiner 
Verwaltung mehr bezweifelt, und auch die Lehrer, die der Einrichtung 
lange Zeit mißtrauisch gegenüberstanden, begrüßen' heute, wenigstens 
die Volksschullehrer, leider noch nicht in dem Maße die akademisch 
gebildeten Lehrer, den Schularzt als willkommenen Mitarbeiter. Be¬ 
merkenswert sind auch die Worte des sozialdemokratischen Abge¬ 
ordneten Dr. Lindemann bei der Beratung des Gesetzes, der sagte: 
„Es ist gerade bei den Gesetzen, die das Gebiet der Hygiene, der 
Sozialpolitik behandeln, ein gewisser Uebelstand, daß bei ihnen für 
die große Mehrheit unserer Bevölkerung, für den oberflächlichen Be¬ 
obachter, immer nur die eine Seite in der Anschauung hervortritt, die 
Ausgabeseite, während die andere Seite, weil sie nicht in runden Zahlen 
in Erscheinung tritt, nämlich die Seite der Ersparnisse, die Seite der 
Vorteile, nicht in der entsprechenden Weise eingeschätzt wird. Wenn 
wir uns klar machen, was durch unsere sozialpolitischen Gesetze gegen¬ 
über dem Aufwande, den sie erfordern, auf der anderen Seite gewonnen 
worden ist, so müssen wir sagen, daß die Summen, die dafür aufgewendet 
worden sind, sich vielfach bezahlt gemacht haben. Und das Gleiche gilt 
auch für das große Gebiet der öffentlichen Gesundheitspflege. Was hiervon 
den Gemeinden, von dem Staate aufgewendet wird, das macht sich viel¬ 
leicht nicht im nächsten Jahr, aber, wenn man eine längere Zeitperiode 
ins Auge faßt, sicherlich bezahlt.“ Die Hygiene wird solche Worte 
dankend quittieren und nur wünschen, daß ihren Maßnahmen und Forde¬ 
rungen an allen Orten eine ähnliche Anerkennung zuteil würde. 


